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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Mittelstandsfragen 
(18. Ausschuß) 

über den Bericht der Bundesregierung 
— Drucksache IV/ 1444 — 


betr. Kreditversorgung der kleinen und mittleren Betriebe in 
der Wirtschaft 


A. Bericht des Abgeordneten Riedel (Frankfurt) 


Auf Grund eines Ersuchens des Deutschen Bundes- 
tages vom 12. Dezember 1962 hat die Bundesregie- 
rung am 29. Juli 1963 einen Bericht über die Kredit- 
versorgung der kleinen und mittleren Betriebe in 
der Wirtschaft mit Drucksache IV/1444 vorgelegt. 
Dieser Bericht ist gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäfts- 
ordnung an den Ausschuß für Mittelstandsfragen 
federführend und dem Wirtschaftsausschuß mitbe- 
ratend überwiesen worden. Der Mittelstandsaus- 
schuß hat den Bericht in der Zeit vom 7. November 
1963 bis zum 27. Mai 1964 in insgesamt fünf Sit- 
zungen beraten. 

Der Wirtschaftsausschuß hat drei Beratungen 
durchgeführt und an den federführenden Ausschuß 
für Mittelstandsfragen folgende Empfehlung ge- 
richtet: 

„Der Ausschuß würde es begrüßen, wenn die 

Bundesregierung weiterhin folgende Fragen prü- 
fen würde, 

1. ob durch eine Änderung des Soll- und Haben- 
zinsabkommens die Konditionen zugunsten des 
gewerblichen Mittelstandes verbessert werden 
können, 

2. ob u. U. eine steuerliche Begünstigung des In- 
vestitionssparens — zum Ausgleich fehlender 
Abschreibungsquoten im Interesse der Erleich- 
terung der Eigenkapitalbildung — ein geeigne- 
tes Mittel zur Verbesserung der Kapitalstruk- 


tur der kleinen und mittleren Betriebe ist. Hier- 
bei sind die Auswirkungen einer solchen Maß- 
nahme auf den Bundeshaushalt und auf die 
Förderung einer breitgestreuten Eigentumsbil- 
dung zu berücksichtigen, 

3. ob und auf welche Weise der langfristige Kre- 
ditbedarf der Klein- und Mittelwirtschaft durch 
Schuldscheindarlehen kostengünstig finanziert 
werden kann, 

4. in welcher Weise die Kreditkonditionen den 
Klein- und Mittelbetrieben übersichtlicher und 
leichter vergleichbar zur Kenntnis gebracht 
werden können. 

Der Ausschuß hat davon abgesehen, einen erneu- 
ten Bericht der Bundesregierung zu diesen Fragen 

anzuregen/' 

II. 

Der Ausschuß für Mittelstandsfragen ist in seinen 
Beratungen im wesentlichen zu folgenden Ergeb- 
nissen gekommen: 

Zu der Feststellung der Bundesregierung, daß die 
Kreditinstitute in der Lage wären, den Kreditbedarf 
der Klein- und Mittelbetriebe zu tragbaren Bedin- 
gungen zu decken, gibt der Ausschuß zu erwägen, 
daß die kleinen und mittleren Unternehmen einen 
ständig steigenden Kapitalbedarf haben, der sie teil- 
weise vor ernste Finanzierungsprobleme stellt. Die- 
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ser steigende Kapitalbedarf hat insbesondere fol- 
gende Gründe: 

Der technische Fortschritt und die gespannte Lage 
am Arbeitsmarkt zwingen auch die kleinen Unter- 
nehmen zu einer ständigen Mechanisierung und 
Rationalisierung. Neue Werkstoffe und neue Produk- 
tionsverfahren bedingen auch in den Kleinbetrieben 
eine Umstellung der Produktionsprogramme. Die 
Errichtung neuer Wohnsiedlungen und die Sanierung 
von Stadtkernen erfordert für die Gründung oder 
Verlegung mittelständischer Unternehmen einen 
hohen Kapitaleinsatz. Die Kosten für die Erstaus- 
stattung von Unternehmen, die durch Nachwuchs- 
kräfte gegründet werden, steigen ständig. 

Aus diesen Gründen hält es der Ausschuß für 
erforderlich, daß die im Rahmen des Mittelstands- 
programms des ERP-Sondervermögens zur Verfü- 
gung stehenden Kreditmittel allgemein erhöht und 
daß die Zweckbestimmung und die Richtlinien der 
einzelnen Programme in den kommenden Jahren 
ständig überprüft werden. 

Trotz der ablehnenden Haltung der Bundesregie- 
rung zu den Plänen einer steuerlichen Begünsti- 
gung des Investitionssparens glaubt der Ausschuß, 
daß eine erneute Prüfung erforderlich ist, ob hierin 
ein geeignetes Mittel zu sehen ist, um die Kapital- 
ausstattung der kleinen und mittleren Unternehmen 
zu verbessern. 

Um den Klein- und Mittelbetrieben die Möglich- 
keit zu geben, verstärkt in den Genuß kostengünsti- 
ger Kredite zu kommen, hält es der Ausschuß für 
angebracht, weiterhin zu prüfen, in welcher Weise 
diesen Betrieben auch Schuldscheindarlehen der Ver- 
sicherungswirtschaft nutzbar gemacht werden 
können. 

Nach Auffassung der Ausschußmitglieder hat die 
erfolgreiche Tätigkeit der Kreditgarantiegemein- 
schaften dazu beigetragen, die Besicherungsschwie- 
rigkeiten der mittelständischen Unternehmen zu ver- 
ringern. Für eine noch wirkungsvollere Arbeit dieser 
Gemeinschaften sei insbesondere eine Beschleuni- 
gung des Bewilligungsverfahrens anzustreben. Die 
in diesem Zusammenhang von der Fraktion der 
SPD vorgetragenen Wünsche zur Errichtung einer 
Bundesgarantiekasse fanden nicht die Billigung der 
Mehrheit. 

Der Ausschuß sprach sich für die Errichtung von 
Kreditgarantiegemeinschaften auch im Bereich der 
kleinen und mittleren Industrie aus. Die Mehrheit 
hält diese Selbsthilfeeinrichtung auf regionaler Ba- 
sis — wie sie inzwischen bereits in den Ländern 
Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen und 
Baden-Württemberg tätig sind — für wirkungsvoller, 
weil sie so besser auf die strukturellen Besonder- 
heiten der verschiedenen Wirtschaftsräume ausge- 
richtet werden können. 

Alle Fraktionen brachten zum Ausdruck, daß die 
auch im Zusammenhang mit Bürgschaften der Kre- 


ditgarantiegemeinschaften und des Staates beste- 
hende Notwendigkeit, dingliche Sicherheiten zu ver- 
langen, nicht dazu führen dürfe, daß der Sinn dieser 
Finanzierungshilfen — - Verbesserung der Wett- 
bewerbsfähigkeit kapitalschwacher Unternehmen — 
verfälscht werde. 

Der Ausschuß hat es begrüßt, daß die Bundes- 
regierung in Zusammenarbeit mit den Organisatio- 
nen und Verbänden der Wirtschaft damit begonnen 
hat, durch die Veröffentlichung von Kreditfibeln die 
interessierten Wirtschaftskreise über die öffentlichen 
Finanzierungshilfen besser zu unterrichten. Um diese 
Hilfen noch wirkungsvoller zu gestalten, hält der 
Ausschuß eine weitere Vereinheitlichung und Ver- 
einfachung der öffentlichen Kreditprogramme für 
notwendig. 

Die Kreditsituation der Klein- und Mittelbetriebe 
ließe sich schließlich nach Auffassung des Aus- 
schusses auch dadurch verbessern, daß die Kredit- 
institute insbesondere ihren kleinen und mittleren 
Kunden die Kreditkosten und die übrigen Kredit- 
bedingungen übersichtlicher und leichter vergleich- 
bar darstellten. 

III. 

Im Antrag des Mittelstandsausschusses ist die 
oben unter I. zitierte Stellungnahme des Wirt- 
schaftsausschusses im wesentlichen enthalten. Die 
Anregung des Wirtschaftsausschusses zu prüfen, 
ob durch eine Änderung des Soll- und Habenzins- 
abkommens die Konditionen zugunsten des gewerb- 
lichen Mittelstandes verbessert werden können, wur- 
den mit Rücksicht auf die zur Zeit in Arbeit befind- 
liche Verordnung zu § 23 des Kreditwesengesetzes 
(Zinsverordnung) nicht in den Ausschußantrag auf- 
genommen. Der Ausschuß würde es aber begrüßen, 
wenn die Bundesregierung dem Anliegen des Wirt- 
schaftsausschusses Rechnung tragen würde. 

Der Ausschuß für Heimatvertriebene kam bei der 
Beratung der Ergebnisse der 4. Untersuchung des 
Bundeswirtschaftsministeriums über die Kapital- 
struktur von Vertriebenen- und Flüchtlingsunterneh- 
men u. a. zu folgendem Entschluß: 

„Die Kreditmittel, die der Lastenausgleichsbank 
für Investitionskredite u. a. seitens des ERP-Ver- 
mögens zur Verfügung stehen, müssen unbedingt 
verstärkt werden. Sie müssen zu einem verbillig- 
ten Zinssatz, wo erforderlich mit 4%, zur Verfü- 
gung stehen. Gleichzeitig ist Vorsorge zu treffen, 
daß die Betriebsmittelkreditaktion der Lasten- 
ausgleichsbank ungeschmälert fortgeführt werden 
kann." 

Der Mittelstandsausschuß unterstützt auch diese 
Forderung und bittet die Bundesregierung, sie bei 
der Aufstellung der künftigen ERP- Wirtschaftspläne 
zu berücksichtigen. 


Bonn, den 12. Juni 1964 

Riedel (Frankfurt) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Den Bericht der Bundesregierung betreffend die 
Kreditversorgung der kleinen und mittleren Be- 
triebe in der Wirtschaft zur Kenntnis zu nehmen; 

II. die Bundesregierung zu ersuchen, im Rahmen 
ihrer Überlegungen zur Verbesserung der Kredit- 
situation der kleinen und mittleren Betriebe be- 
sonders zu prüfen, 

1. ob es möglich ist, im Rahmen der Förderungs- 
maßnahmen des ERP-Wirtschaftsplangesetzes 

a) die Kreditmittel für die mittelständische 
gewerbliche Wirtschaft aus dem ERP-Son- 
dervermögen allgemein zu erhöhen, 

b) ERP-Kredite für den Eigentumserwerb am 

Betriebsgrundstück aus Gründen der Stand- 
ortsicherung bereitzustellen, ; 

c) in den Richtlinien für die ERP-Programme j 
zur Nachwuchsförderung und zur Grün- ! 
düng selbständiger Existenzen in neuen 
Wohnsiedlungen und neu geordneten 
Stadtkernen Erleichterungen zu schaffen, 
insbesondere 

die tilgungsfreie Zeit auf 4 Jahre auszu- 
dehnen und 

die Höchstbeträge für den Einzelkredit 
zu erhöhen; 


2. ob das Investitionssparen zur Verbesserung 
der Kapitalstruktur der kleinen und mittleren 
Betriebe steuerlich begünstigt werden kann; 

3. ob kostengünstige Schuldscheindarlehen auch 
an Klein- und Mittelbetriebe ermöglicht wer- 
den können; 

4. ob das Vergabe verfahren bei den öffentlichen 
Kredithilfen verbessert werden kann durch 

a) eine Vereinfachung der Antragsformalitä- 
ten für Kredite und für Bürgschaften der 
Kreditgarantiegemeinschaften, 

b) eine Beschleunigung des Bewilligungsver- 
fahrens, insbesondere des Prüfungsverfah- 
rens der Kreditgarantiegemeinschaften, 

c) eine Erleichterung bei der Beurteilung der 
Kreditsicherheiten; 

5. ob die öffentlichen Finanzierungshilfen ver- 
einheitlicht und vereinfacht werden können; 

6. ob die Kreditinstitute veranlaßt werden kön- 
nen, den Klein- und Mittelbetrieben die Kre- 
ditkonditionen übersichtlicher und leichter 
vergleichbar darzustellen. 

Die Bundesregierung wird gebeten, soweit erforder- 
lich hierzu die notwendigen Maßnahmen — gegebe- 
nenfalls gesetzgeberischer Art — zu ergreifen. 


Bonn, den 27. Mai 1964 


Der Ausschuß für Mittelstandsfragen 


Wieninger 

Vorsitzender 


Riedel (Frankfurt) 

Berichterstatter 
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